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die Amtliiche Sammlung: Nein

die Fachoresse: Ja
das Bundesarchiv: Nein

Entscheidungsstichwort:

Frage der Verfassungsmifigkeit des Ausschlusses von neben-
beruflichen Lehrkridften fur besondere Aufgaben an Hochschu-
len von der Geltung des Niedersichsischen Personalvertre-
tungsgesetzes

tz: GG Art, 3 Abs. 1, Art. 100 Abhs. 13 LPVG Niedersachsen % 100
Nr. 3 i.d.F. der Bekanntmachung vom 8. August 1085 (Nieders.
GVB1. S. 261); BVerfGG § 80

Leitsftze:

1. Nebenamtliche oder nebenbherufiiche Lehrkrifte fiir he-
sondere Aufgaben im Sinne des § 100 Nr 3 LPVYG Niedersachsen
in der Fassung der PFekanntmachung vom 8. August 1985 (Nie-
ders OVR1 S 261) sind solche, die eine nicht mehr als 50 ¢
der regelmZfigen Arbeitszeit einer vollbeschdftigten Lehr-
kraft erfordernde Titigkeit ausliiben.

- 2. Der Zweite Senat des Bundesarheitspgerichts vertritt die
Auftassung, daﬁ i 100 Nr 3 LPVG Hiedersachsen bis zur fnde-

i rung des § 100 LPVG Niedersachsen durech Art IV Nr 1 des
Dritten Gesetzes zur Znderung des Niedersichsischen Hoch-
schulgesetzes von 10. April 1989 (Nieders GVBL S 85) mit
Art % Abs 1 GG nicht vereinbar gewesen ist, soweit darach
die nebenamtlichen oder nebenberuflichen Lohwxﬂ fte fiir
besondere Aufgaben nicht Redienstete im Sinne des Personal-
vertretungsgesetzes gewesen sind.
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Im Namen des Volkes!

 Beschlufl

In Sachen

Dp.

hat der Zweite Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der

miindlichen Verhandlung vom 18. Januar 1990 durch den Vor-

sitzenden Richter Hillebrecht, die Richter Triebfiirst und

Bitter sowie die ehrenamtlichen Richter Schulze und

Dr. Bensinger beschlossen:
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1. Das Verfahren wird ausgesetzt.
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™
]

wird eine Fntscheiduneg des Punde
richts dariiber ﬁm¢°“ﬁ3¢, oh
rsonalvertretunesgesetzes fiir ] :
sachsen 1.d4.F. *Gr Bekanntmachung vom &. August

1985 (Nieders., GVBLl. 261) bis zum Inkrafttreten
des Dritten Gesetzes zur Anderung des Nieder-
séchsischen Hochschulgesetzes vom 10. April 1989
(Nieders, GVRB1, 3. 85) mit Art. 2 Abs., 1 GG ve
bar gewesen ist, sowelt danach die nebenamtli
ocder *ehenherufl chen Lehrkrifte fiir besondere
Aufegaben nicht Bedienstete im Sinne des Persor
vertretungspgesetzes rewesen sind,

oG
@@

’J)

Die Kldgerin ist seit dem 1. Oktober 1980 als Hilfslehrkraft
pel der Universitit des beklagten Landes im Fachbereich

2 [Kunst) mit einer Lehrtitigkeit im Freihand- und Aktzeichner

-
1

heschiftigt. Nach dem Arbeitsvertrag vom 29. April 198R stand sie

e

seit dem 1. April 1988 in einem unbefristeten Arbeitsverhiltnis

mit elf Semesterwochenstunden als "Hilfslehrkraft mit den Aufoa-

hen einer Lehrkraft {iir besondere Aufgaben im gehohenen Disnsgtg®
und wurde in der Hegel nach Semesterwochenstunden verglitet, Sie

erzielte zuletzt ein monatliches Finkeommen von 610,20 DM brutte
Daneben unterrichtet sie in Abendiursen zan der Volkshochsehule

EE S R =3

und verdient dort monatliich rzwischen 250,-- und

Mit einem an die sriteren Prozefhevollmichtigten der ¥1i-
rerin perichteten Schreiben des Prisidenten der Universitidt
vom 30, Mai 1988, das diesen am 31. Mai 1988 zugin

kiindigte das beklagte Land ds

oy

s Arbeitsverhiiltnis zum 20, Septem-
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ber 1988 und bot ihr gleichzeitig eine Weiterheschiftigung in

ihrem bisherigen T#tigkeitsbereich mit sechs Semesterwochenstun-
den ab 1. Oktober 1988 an. Der bei der Universitit he-
stehende Personalrat ist bei der Kiindigung nicht beteiligt wor-

den.

Mit der Klage hat sich die ¥ligerin gegen diese Xiindigung
gewandt. Sie hat das Enderungsangebot abgelehnt und die Ansicht

vertreten, die Kindigung sei bereits wegen fehlender Mitbestim-
mung des Personalrats nach § 78 Abs., 2 Nr. 7 LPVG Niedersachsen

(kiinftig: LPVYG) unwirksam und fiberdies sozial ungerechtfertigt.

Sie hat, soweit fiir die Revisionsinstanz noch von Interesse,

beantragt

festzustellen, daR das Arbeitsverhiltnis
zwischen den Parteien nicht durch die Kiindi-
gung des beklagten Landes vom 0. Mai 1988
aufgeldst wird.

Das beklagte Land hat Klageabweisung beantragt und zur Be-

griindung vorgetragen

Einer Beteiligung des Personalrats bei der fnderungskiindi-
gung habe es nicht bedurft. Die Kligerin sei gemdf § 100 Nr. 3
LPVG nebenberufliche Lehrkraft fiir besondere Aufgaben und des-
halb, ebenso wie die {librigen dort aufgefiihrten Personengruppen,
nicht Bedienstete im Sinne des Personalvertretungsgesetzes. Nach
dieser Vorschrift sollten nicht diejenigen als Hilfskrifte be-

stellten Personen dem Geltungshereich des Perscnalvertretungsge-
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setzes zugeordnet werden, die aufgrund der Gestaltuneg ihrer per-
sdnlichen Lebensverhiltnisse begleitend zu der nebenamtlichen
oder nebenberuflichen TiAtigkeit keine eigentliche Haupttitigkeit

ausiibten.

Die Ausnahmevorschrift ziele eindeutipg darauf ah, die
wissenschaftlich in Lehre und Forschung ti#tigen Personen von den
Vorschriften des Personalvertretungsrechts auszunehmen. Fine ne-
benamtliche oder nebenberufliche Titigkeit sei nicht abhdngig von
der Gestaltung der konkreten Lebensverhiltnisse der Lehrkraft uné
damit auch nicht davon, ob sie ihren Lebensunterhalt hauptsich-
lich aus einer Beschiftigung in der Hochschule oder aus einem

anderen Hauptamt bestreite.

Flir den Geltungsbereich des § 100 Nr. 3 LPVG komme es mithin
auf den Status des Beschiftigten an, der letztlich durch das Nie-
dersichsische Hochschulgesetz (NHG) und die dazu ergangenen Aus-
fiihrungserlasse geregelt sei. So bestimme § 54 Abs. 2 NHG, daR
das hauptamtlich und hauptberuflich t#tige wissenschaftliche undgd.
kiinstlerische Personal aus bestimmten Personengruppen, darunter
den Lehrkrdften filir besondere Aufgaben bestehe. Wissenschaftlieche
oder kiinstlerische Mitarbeiter sowie Lehrkrifte filir besondere
Aufgaben seien nur dann hauptheruflich tdtig, wenn ihre Arbeits.
zeit mindestens die Hi1lfte der regelméBigen Arbeitszeit der den
BAT unterliegenden Angestellten betrage. Somit seien nebenamt-
liche oder nebenberufliche Lehrkridfte fir besondere Aufgaben im
Sinne des NHG diejenigen, deren Arbeitszeit weniger als die

Hilfte der dem BAT unterliegenden Angestellten betrage.
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Die #Anderungskiindigung sei auch wegen dringender betrieb-
licher FErfordernisse sozial gerechtfertigt. Im Fach Kunst sei im
Hinblick auf den reduzierten bzw. verinderten Bedarf von der
Fachkommission Kunst am 16. Dezember 1987 eine Neustrukturierung
des Lehrangebots beschlossen und durch den zustindigen Fachbe-
reichsrat am 4. Mirz 1988 verbindlich festgelegt worden. In die-
sem Rahmen seien als Grundbedarf im Bereich Freihand- und Akt~

zeichnen sechs Semesterwochenstunden festgesetzt worden.

Die Kl#gerin hat erwidert, sie seil keine nehenberufliche
Lehrkraft im Sinne des § 100 Nr. 2 LPVG. Thre Lehrtitirkeit an
der Universitit sei vielmehr ihr Hauptheruf, da sie an der Volks-
hochschule nur auf Honorarbasis titig sei und wesentlich ge-
ringere Einkiinfte erziele,.

Filr die Kiindigung liege aber auch kein dringendes betrieb-

liches Erfordernis nach § 1 Abs. 2 Satz 1 KSechG vor.

Der BeschluB der Fachkommission vom 16. Dezember 1987 sei
keine Grundlage filir die ihr ausgesprochene Enderungskiindigune,
Aus ihm gehe der Zeitpunkt der Durchfiithrung nicht hervor. Fnt-
gegen einem Schreiben der Universitit vom 4. Februar 19885 sei sie
nicht schon ab dem Sommersemester 1988 nur noch mit sechs, son-
dern zunichst weiterhin mit elf Semesterwochenstunden beschiftigt
worden, Es stehe auch nicht fest, ob der Redarf von elf Semester-
wochenstunden in ihrem Praxisbereich auf Dauer entfalle. Der
Wunsch, den Umfang der Lehrverpflichtungen von Semester zu Se-
mester flexibel zu gestalten, reiche zur Rechtfertigung der Kiin-

digung nicht aus.
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Das heklaecte Land habe aueh die soziale fuswahl nicht ricgh-
tig vorsenommen. Mehrere Mitarheiter, deren Lel erpfliohtuncen
; 2en s Lehrverpd rnLung
sile lthernehmen kinne, seien noch nicht so lance wie sie heschif-

tigt.

Die Feststellungsklage hatte in beiden Vorinstanzen Erfolre.

Mit der Revision verfolgt das beklagte Land seinen ¥Xlageah-

welsungsantrag weiter. Die Kldgerin beantragt, die Revision zu-

rliickzuweisen.

Das Verfzhren war gemidf Art, 100 Abs., 1 Satz 1 GG sauszuset-
zen und die Entscheidung des Bundesverfassungseerichts dariiber
einzuholen, ob % 100 Nr, 3 LPVG i.d.F. der Bekanntmachung vom
8. August 1985 bis zum Inkrafttreten des Dritten Gesetzes zur
Inderung des Niedersichsischen Hochschulgesetzes vom 10, April
1989 mit Art. 3 Abs. 1 GG vereinbar gewesen ist, sowelt danach
die nebhenamtlichen oder nebenberuflichen Lehrkrifte filr hesondere

Aufeahen nicht Bedienstete im Sinne des Persconalvertretungsee-

setzes gewesen sind.

I. NDie ¥ntscheidune ilber die Revision des beklapten Landes

hingt von der Verfassunegsmifipgkeit der vorbezeichneten Rechtsnorm

ab,
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1. Nach § 78 Abs. 2 Nr. 7 LPVG bestimmt der Personalrat bei
Kiindigungen von Angestellten und Arbeitern mit Ausnahme der
auBerordentlichen Kiindigungen und der Kiindigungen wihrend der
Probezeit mit. Fiir bestimmte Bedienstete der &6ffentlichen Hoch-
schulen enthilt § 100 Sonderregelungen. Nr. 3 dieser Vorschrift
in der Fassung der Bekanntmachung vom 8. August 1985 bestimmt:

"Die Honorarprofessoren, die Gastdozenten,

die Lehrbeauftragten, die nebenamtlichen

oder nebenberuflichen Lehrkrifte flir beson-

dere Aufgaben sowie Studenten als Hilfs-

kridfte sind nicht Bedienstete im Sinne
dieses Gesetzes."

Entgegen der Ansicht des Berufungsgerichts war die Kligerin
im Zeitpunkt der Kiindigung nebenberufliche Lehrkraft im Sinne
dieser Vorschrift. Hierfiir ist erforderlich, aber auch ausrei-
chend, daR die Lehrkraft eine nicht mehr als 50 % der regelmifRi-
gen Arbheitszeit einer vollbeschidftigten Lehrkraft erfordernde

Tdtigkeit ausiibt. Diese Voraussetzung erfiillt die Kl#&gerin.

a) Beide Vorinstanzen gehen davon aus, eine nebenberufliche
Tdtigkeit setze zwangslZufig die Ausiibung eines Hauptberufs vor-
aus, in dem das iliberwiegende Einkommen erzielt werde. Dem Wort-
laut der Ausnahmevorschrift 14Rt sich diese Begriffsbestimmung

nicht eindeutig entnehmen.

aa) Der Senat hat allerdings in einer die Befristung von Ar-
beitsverhiltnissen hessischer Lehrer betreffenden Entscheidung
(BAGE 37, 305 = AP Nr. 65 zu § 620 BGB Befristeter Arbeitsver-

trag, zu B I 2 der Griinde) unter Berufung auf das Lexikon: Der
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Grofle Brockhaus, 16. Aufl., Stichwort "Nebenberuf" die Ansicht
vertreten, nebenberufliche Titigkeit sei eine regelmifige Er-
werbstitigkeit einer Erwerbsperson neben ihrem Hauptberuf, aus

der sie zu versteuerndes Einkommen bezieht.

bb) Ein allgemeiner Sprachgebrauch dieses Inhalts 1#8t sich je-
doch nicht feststellen. In dem zitierten Lexikon wird diese De-
finition als die in der Statistik gebriuchliche angefiihrt (ebenso
in der 18. Aufl.). In den librigen Worterblichern werden die Be-
griffe Nebenberuf bzw. Nebenamt hingegen nur teilweise mit der
Ausiibung eines Hauptamts bzw. Hauptberufs verkniipft (Brockhaus/
Wahrig, Deutsches Widrterbuch 1682, Stichworte "Nebenberuf" und
"Nebenbeschiftigung"; Wahrig, Deutsches Worterbuch Neuausgabe
1986, Stichworte "Nebenamt", "Nebenberuf", "Nebenbeschiftigung").
Mevers Lexikon umschreibt dagegen als Nebenbeschdftigung (ver-
sicherungsfreie N.) die neben dem eigentlichen Beruf oder ohne
Beruf ausgelibte Beschdftigung, als Nebentitigkeit eine neben dem
Hauptberuf ausgelibte entgeltliche oder unentgeltliche Beschifti-
gung. Auch nach dem Miinchener Rechtslexikon 1987 ist eine Neben-
beschiftigung nicht notwendig mit einer gleichzeitig ausgeiibten

Hauptbesch&ftigung verbunden:

"Nebenamt. Darunter versteht man einen nicht

zu einem Hauptamt gehSrenden Kreis von Aufgaben,
die aufgrund eines 6ffentlich-rechtlichen Dienst-
oder Amtsverhiltnisses wahrgenommen werden. Das
Nebenamt ist ein Unterfall der Nebentitigkeit, die
wahrgenommen wird, ohne die ganze Arbeitskraft
eines Menschen zu beanspruchen...

Nebenbeschiftigung (Arbeitsrecht)
AT BegrifT

Nebenbeschiédftigung im arbeitsrechtlichen Sinne
ist jede Tdtigkeit, die ein Arbeitnehmer im
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Rahmen eines Arbeitsverhiltnisses lbernimmt,

chne daf seine Arbeitskraft voll in Anspruch
genommen wird, Regelmiifig wird die N. nehen einer
anderen Titigkeif ausgeilht,

Begriffsnotwendipg ist dies nicht: denkbar ist
auch, daB der Arbeitnehmer wihrend eirer
Arbeitslosigkeit einer N. nachgeht.”

Da ein eindeutiper 3prachgebrauch und damit auch ein eindeu~
tiger Gesetzeswortlaut fehlt, bedarf die Vorschrift der Auslegung
nach dem svstematischen Zusammenhang, der Gesetzesgeschichte und

dem Normzweck, soweit er im Gesetz erkennbar Ausdruck gefunden

b) Die Ausnahmevorschrift betrifft Lehrkr3fte im Hochschul-
dienst. Sie muB deshalb im Kontext mit den einschligigen hoch-

schulrechtlichen Yorschriften gesehen werden.

aa) Die Kligerin wurde nach ihrem letzten Arbeitsvertrag als

"Hilfslehrkraft mit den Aufrgaben einer Lehrkraft fiir hesondere

&

Aufgaben im pehobenen Dienst! beschiftigt. Nach § 54 Abs., 2 des
Niedersichsischen Hochschulgesetzes (NHG) vom 1. Juni 1978 (Nie-
ders, GVR1. S. 473) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Ok=-

toher 1081 (Nieders. GVR1. S. 262) besteht das hauptamtlich und

das hauptberuflich tHtige wissenschaftliche und kiinstlerische

Personal aus den Professoren, den Hochschulassistenten, den wis-
senschaftlichen und kiinstlerischen Mitarbeitern und den Lehrkrif-

ten fiir besondere Aufgaben. Fiir die Lehrkrifte fiir besondere Auf-

gaben und Lektoren bestimmt § 69 NHG:
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"1y Lehrkrifte fiir besondere Aufgaben vermitteln
ibarwiegend praktische Fertigkeiten und auf
wissenschaftlicher Grundlage beruhends Kennt-
nisse, deren Vermittluneg nicht die Einstel-
lungsvoraussetzungen filr Professoren erfordert;
§ 65 Abs. 2 und 3 gilt entsprechend.

(2) Lehrkrifte flir besondere Aufeahen sind ins-
besondere Lektoren..."

§ 65 NHG regelt die Rechtsverhidlitnisse der wissenschaft-
lichen und kiinstlerischen Mitarbeiter. Sie sind nach Abs., 1 die
Beamten und Angestellten, denen im Rahmen ihres Dienstverhilt-
nisses wissenschaftliche Aufgaben in der Forschung, der Lehre
oder der Krankenversorgung (wissenschaftliche Dienstleistungen)
obliegen. Die wissenschaftlichen Aufgaben in der Lehre umfassen

w.a. die Durechfithrung von Lehrveranstaltungen unter der Verant-

wortung eines Professors einschlieflich der Organisation, Vorbe-

reitung und Nachhereitung.

Die in § 69 Abs. 1 NHG in bezug genommene Vorschrift des

& A5 Ahs., 2 NHG lautet:

"Lehrveranstaltungen nach Abs., 1 kdnnen von
wissenschaftlichen Mitarbheitern selbstindie

nur aufegrund eines Lehrauftrags (§ A8) ails
Nebentiticgkeit durchpgefiihrt werden. Die durch

den Lehrauftrapg entstehende Relastung darf in

der Regel nur s0 groR sein, 4aBk sie nicht mehr
als ein Viertel der regelmifRigen Arheitszeit
eines wissenschaftlichen Mitarbeiters in Anspruch
nimmt."

Die Lehrkrifte filr besondere Aufeaben im

sind ebensce wie das iibrige in & 54 fhs., 2 NHG aufegefiihrte Perso-

nal nach % 44 Abs. 1 Nr. 5 NHG nur Mitglieder der Hochschule,

soweit sie haupntamtlich bzw. hauotberuflich tidtig sind. Soweit
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sie nebenamtlich oder nebenberuflich t#tig sind, sind sie als
nebenamtlich oder nebenberuflich an der Hochschule Tdtige gem.

§ 44 Abs. 2 NHG Angehdrige der Hochschule.

Mit den Vorschriften der §§ 54 bis 71 NHG hat der Landesge-
setzgeber die Vorgaben des Hochschulrahmengesetzes (HRG) in der
Fassung vom 26. Januar 1976 (BGBl. I, S. 185) umgesetzt, das im
Rahmen der Neuordnung der Personalstruktur an den Hochschulen mit
bindender Wirkung fiir den Landesgesetzgeber fiir das hauptheruf-
lich tdtige wissenschaftliche und kiinstlerische Personal in § 42
die zulidssigen Funktionstypen abschlieRend aufzihlt und insoweit
einen Typenzwang eingefithrt hat. Dem Landesgesetzgeber ist es
damit verwehrt, filir das hauptberuflich tdtige wissenschaftliche
und kilinstlerische Personal zusidtzliche Funktionstypen zu bilden
oder von den vorgeschriebenen Funktionstypen abzuweichen. Dieser
Typenzwang besteht jedoch nur fiir das hauptberuflich titige Per-
sonal, nicht hingegen fiir nebenberuflich wahrgenommene Funktio-
nen. Damit wurde dem Landesgesetzgeber zur freien Regelungskompe-
tenz insbesondere die Gruppe der studentischen und wissenschaft-
lichen Hilfskridfte {iberlassen. Das NHG enthdlt, im Gegensatz etwa
zu § 61 Abs. 2 Satz 2 des Gesetzes iiber die wissenschaftlichen
Hochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen (WissHG) vom 20. No-
vember 1979 (GV. NW. S. 926), keine Regelung der Rechtsstellung
dieser Personengrupoe (vgl. Denninger, HRG, Miinchen 1984, § 42
Rz 5 und 10; ferner Dallinger/Bode/Dellian, HRG, Tibingen 1978,

§ 42 Rz 1; Hailbronner, NHG, Stand Juli 1989, § U2 Rz 2 und 6).
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Die Definition, was hauptberufliche Titigkeit ist, hat somit

im Hochschulbereich erhebliche praktische Bedeutung. Da die stu- -

dentischen und wissenschaftlichen Hilfskr&éfte nicht ohne weiteres
ihrer Funktion nach zu der Gruppe der wissenschaftlichen Mitar-
beiter gezihlt werden kdnnen, gehdren sie nur dann zum Hochschul-
personal, wenn sie nebenberuflich ti#tig sind. § 61 Abs. 2 Satz 1
WissHG kniipft daher an eine Arbeitszeitregelung an, die weniger
als die Hdlfte der regelmdBigen Arbeitszeit ausmacht ("sie werden
mit weniger als der HZlfte der regelmdfigen Arbeitszeit des

6ffentlichen Dienstes" beschdftigt; vgl. Denninger, aaO).

Unter hauptberuflich wird im hochschul- und beamtenrecht-
lichen Schrifttum {iberwiegend eine Titigkeit verstanden, die min-
destens die Hilfte der regelmiBigen Arbeitszeit umfaBt. Hierfiir
spricht auch § 3 Buchst. q BAT, der nicht vollbeschdftigte Ange-
stellte von der Geltung des BAT erst ausschlieft, wenn ihre ver-
einbarte regelmdfige Arbeitszeit weniger als die H&lfte der re-
gelméBigen Arbeitszeit der vollbeschiftigt Angestellten betrigt
(vgl. Dallinger/Bode/Dellian, aa0, § 42 Rz 4, m.w.N.; Denninger,
aa0, § 42 Rz 10; Hailbronner, aa0O, § 42 Rz 5). Demgem#R ist eine
nebenberufliche Tdtigkeit jedenfalls im hochschulrechtlichen Be-
reich jede Tdtigkeit, die weniger als 50 % der regelmiBigen Ar-
beitszeit der vollbeschidftigten Bediensteten erfordert. Darauf,
ob der Bedienstete daneben noch eine seine Arbeitszeit zumindest
zu 50 % der regeiméﬁigen Arbeitszeit eines vollbeschiftigten Be-

diensteten erfordernde Titigkeit ausiibt, kommt es somit nicht an.
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Die personalvertretungsrechtliche Ausnahmevorschrift des

§ 100 Nr. 3 LPVG erfaRt ausschlieBlich Personengruppen, die im
Hochschulbereich in Lehre und Forschung tdtig sind, jedoch nicht
zu dem hauptamtlich und hauptberuflich t#tigen wissenschaftlichen
und kiinstlerischen Personal gehdren. Lehrbeauftragte, Honorarpro-
fessoren und Gastdozenten gehdren zwar zum wissenschaftlichen und
kiinstlerischen Personal im Sinne des Zweiten Abschnitts des NHG
(§§ 68, 70, 71 NHG), sind aber nicht in § 54 Abs. 2 NHG aufge-
fiihrt, der in Ausfiihrung des § 42 HRG abschlieRend die vier Funk-
tionstypen des hauptamtlich und hauptberuflich titigen Personals
aufzihlt (fiir Lehrbeauftragte vgl. Dallinger/RBode/Dellian, aaO,

§ 42 Rz 6). Wenn in der Ausnahmevorschrift weiter nebenberufliche
oder nebenamtliche Lehrkrifte flir besondere Aufgaben aufgefiihrt
werden, so steht diese Persconengruppe in erkennbarem Gegensatz zu
den hauptheruflich oder hauptamtlicﬁ tdtigen Lehrkriften fiir be-
sondere Aufgaben im Sinne des § 54 Abs. 2, § 69 Abs. 1 NHG. Dies
spricht daflir, da der Begriff nehenamtlich bzw. nebenberuflich
im Sinne der dargestellten hochschulrechtlichen Begriffsbestim-
mung zu verstehen ist und somit lediglich voraussetzt, daB eine
weniger als 50 % der regelmifigen Arbeitszeit einer vollbeschif-

tigten Lehrkraft erfordernde Tdtigkeit ausgeiibt wird.

bb) Aus der in § 69 Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 2 NHG angeordneten
Verweisung auf § 65 Abs. 2 NHG ergibt sich, entgegen der Ansicht

des Berufungsgerichts, nichts Gegenteiliges.

§ 65 Abs. 2 NHG gilt nur fiir hauptheruflich titige wissen-

schaftliche oder kiinstlerische Mitarbeiter und schreibt vor, daf
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diesen Lehrveranstaltungen nur aufgrund eines Lehrauftrags nach

§ 68 NHG als Nebentiitigkeit libertragen werden kdénnen und die Mit=
arbeiter dadurch in der Lehre nicht zu mehr als einem Viertel
ihrer regelmiRigen Arbeitszeit in Anspruch genommen werden dilir-
fen. Die entsprechende Anwendung dieser Vorschrift auf Lehrkrifte
fiir besondere Aufgaben bedeutet somit lediglich, daf eine haupt-
amtlich oder hauptberuflich tdtige Lehrkraft, soweit ibr Lehrver-
anstaltungen {ibertragen werden, diese ebenfalls nur als Nebenti-
tigkeit in dem eingeschrinkten Umfang durchfithren darf. Beide
Vorschriften sind ferner im Kontext zu § 68 Abs. 2 NHG zu sehen,:
der bestimmt, daB allgemein Mitglieder der Hochschule (§ 11

Abs. 1 NHG) Lehrauftrige nur iibernehmen kdnnen, soweit die Wahr-
nehmung ihrer hauptamtlichen oder hauptheruflichen Aufgaben nicht
beeintrichtigt wird. § 69 Abs. 1 Satz 2 NHG in Verb. mit § 65
Abs. 2 NHG regelt somit nur die Voraussetzungen fliir die Durchfiih-
rung von Lehrveranstaltungen durch hauptamtlich oder hauptberuf-
lich t&tige Lehrkridfte fiir besondere Aufgaben. Aus dieser Rege-
lung kann demnach nicht hergeleitet werden, eine nebenberufliche
oder nehenamtliche Lehrkraft fiir besondere Aufgaben im Sinne des
§ 100 Nr. 3 LPVG setze (zusitzlich) eine hauptberufliche Tidtig-

o

keit voraus.

c) Die Entstehungsgeschichte des § 100 Nr. 3 LPVG bestédtigt

diese Auslegung.

aa) § 100 Nr. 3 LPVG in der Fassung der Bekanntmachung vom

24, April 1972 (Nieders. GVBl. S. 231) lautet:
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"Gastdozenten, Lehrbeauftragte, Hilfslehrkrifte
und Studenten als wissenschaftliche Hilfskridfte
sind nicht Bedienstete im Sinne dieses Gesetzes."

Im Rahmen der durch das Hochschulrahmengesetz angeordneten
Neuordnung des Hochschulrechts regelte das Niedersichsische Hoch-
schulgesetz vom 1. Juni 1978 (Nieders. GVBl1. S. 473) dann die
Rechtsverhidltnisse des wissenschaftlichen und kilinstlerischen
Personals entsprechend den rahmenrechtlichen Vorgaben des Bundes.
Im Zuge dieser Neuregelung wurde durch § 170 NHG die Vorschrift
des § 100 Nr. 3 LPVG wie folgt gedndert:

"Die Honorarprofessoren, die Gastdozenten, die
Lehrbeauftragten sowie Studenten als wissen-

schaftliche Hilfskrifte sind nicht Bedienstete
im Sinne dieses Gesetzes."

Neu aufgenommen wurden demgemif die Honorarprofessoren,

herausgenommen die Hilfslehrkridfte.

bb) Die im vorliegenden Fall anzuwendende Fassung erhielt § 100
Nr. 3 LPVG durch Art. II Nr. U4 des Zweiten Gesetzes zur lnderung
des Niedersichsischen Hochschulgesetzes vom 14, Juli 1981 (Nie-
ders. GVBl1. S. 189, kiinftig: Zweites AnderungsG NHG). In die Aus-
nahmeregelung wurden zus&dtzlich zu den bisher dort aufgefiihrten
Personengruppen erstmals die nebenamtlichen oder nebenberuflichen

Lehrkrifte fiir besondere Aufgaben aufgenommen.

In der amtlichen Regriindung des Entwurfs des Zweiten inde-~
rungsG NHG ist hierzu ausgefiihrt (Niedersichsischer Landtag -

Neunte Wahlperiode, Drucks. 9/2160, S. U3):
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"Zu Nummer 3

Fiir Aufgaben im Sinne von § 69 Abs. 1 NHG,

die Lehrkridften flir besondere Aufgaben des
gehobenen Dienstes obliegen, k&nnen Personen
nebenamtlich oder nebenberuflich in der Regel
fiir die Dauer eines Semesters beschidftigt
werden. Diese Personen sind personalvertre-
tungsrechtlich wie Lehrbeauftragte zu behandeln
und daher der Gruppe der Lehrbeauftragten
zuzuordnen mit der Folge, daR auch sie keine
Bediensteten im Sinne des Personalvertretungs-
gesetzes sind. Der vorgenannte Personenkreis
wurde bei der Neufassung des § 100 Nds. PersVG
durch § 170 NHG nicht ausdriicklich benannt. Zur
Vermeidung von Zweifeln bei der Auslegung des
Gesetzes ist es jedoch geboten, ihn in § 100
Nr. 3 (neu) aufzunehmen."

Der Entwurf wurde in den anschlieBenden Ausschufberatungen
nicht eingehender behandelt und ist unver#indert Gesetz geworden.

Danach wollte der Gesetzgeber durch die Neuregelung diesen Perso-

“

Q

OYIN JJ B8 §§ YOBU YURQUL)R(T S[& PUIS SUN[WWIESS[19)1() JOP J[19 ], YINY :SIDMUTE]

nenkreis den Lehrbeauftragten gleichstellen. Ihre Aufnahme in die
Ausnahmevorschrift sollte nur der Klarstellung dienen. Lehrbeauf-
tragte gehdren, wie ausgefiihrt, nicht zu dem abschlieBend in § 54
Abs. 2 NHG aufgez&hlten hauptberuflichen und hauptamtlichen wis-

senschaftlichen und kiinstlerischen Personal und kdnnen nach dem

1ZNosas

vorgegebenen Typenzwang des § U2 HRG nicht hauptheruflich und

demgemdR nur nebenberuflich eingesetzt werden. Hieraus erklirt

sich auch die Ansicht der Regierungsbegriindung, nebenberufliche

einsetzbaren -~ Lehrbeauftragten gleichzusetzen. Dies bestitigt
die Auslegung, daB der Gesetzgeber in § 100 Nr. 3 LPVG die Be-
griffe nebenberuflich oder nebenamtlich im Sinne des hochschul-
rechtlichen Sprachgebrauchs verstanden wissen will und demgemif
flir eine solche Tdtigkeit darauf abzustellen ist, ob die Lehr-

kraft mit weniger als der Hdlfte der regelmiBigen Arbeitszeit
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einer vollbeschiftigten Lehrkraft eingesetzt wird,

2. Damit hingt die Entscheidung liber die Revision der Reklag-

ten von der GlUltigkeit des § 100 Nr. 2 LPVG ab, soweit sie be-

stimmt, die nebenamtlichen oder nebenheruflichen Lehrkrifte flir

besondere Aufgaben seien keine Bediensteten im Sinne dieses Ge-
setzes,
a) Art. 100 Abs., 1 GG 138t die Vorlage an das Bundesverfas-

sungsgericht zur KlZrung der VerfassungsmiiBigkelt nur zu, wenn

o

es bei der gerichtlichen Entscheidung in einer konkreten Sache
auf die Glltigkeit des Gesetzes ankommt, d.h. wenn das zur ver-
fassungsrechtlichen Priifung vorgelegte Gesetz entscheidungserheb-
lieh ist. Diese Voraussetzung liegt nur vor, wenn das Gericht im
Falle der Giiltigkeit zu einer anderen Entscheidung als bei Ungiil-
tigkeit kommen miiBte (vgl. RVerfGE 65, 265, 277, m.w.M.; Maunz/
Schmidt-Bleibtreu/¥lein/Ulsamer, BVerfGG, § 80 Rz 217). Diese

Voraussetzung ist im vorliegenden Fall erfiillt.

b) Ist % 100 Nr. 3 LPVG in dem vorbezeichneten Umfang giiltig,

so hitte die Revision des beklagten Landes Erfolg.

Der Personalrat der Universitit brauchte nach
dieser Vorschrift vor der &nderungskiindigung des beklagten Landes

-

nicht betelligt zu werden, weil die Kligerin dann keine Bedien-
stete im Sinne dieses Gesetzes {(§ 3 Abs. 1 LPVG) gewesen whre und
der Personalrat demgemdf auch kein Mitbestimmungsrecht nach § 78

Abs. 2 Nr. 7 LPVG gehaht hitte. Das angefochtene lUrteil, das die
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Kiindigung wegen fehlender Reteilicuneg des Personalrats fiir un-
wirksam angesehen hat, miifte aufgehoben und der Rechtsstreit zur
erneuten Verhandlung und Rntscheiduneg an das Berufungsgericht
zuriickverwiesen werden (§ 565 Ahs, 1 7P0). Das Berufungsegericht
miiRte nunmehr die - von seinem Standpunkt aus zu Recht - unter-

lassene Priifung nachholen, ob die Xiindiesung nach § 1 Abs, 2

Satz 1 KSchG sonzial ungerechtfertigt ist oder nicht,
c) Ist & 100 Nr. 3 LPVG in dem vorbezeiechneten Umfang nichtig,

so bliebe die Revision erfolglos.

aa) Die Klidgerin wire dann als Angestellte nach § 2 Ahs. 1

LPVG Bedienstete im Sinne dieses Gesetzes. Fin Ausschluf des
Mithestimmungsrechts des Personalrats hei der Enderungskiindigung
des heklagten Landes kidnnte auch nicht aus anderen Vorschriften

des LFVG hergeleitet werden.

(1Y Naeh § 100 Nr. 2 LPVG in der Fassung vom 1. Aurust 1985 war
% 78 LPYG und damit auch Abs, 2 Nr. 7 dieser Norm - Mitbestim-

v 3

mungsrecht bei Kindigung mit 2zwel hier niecht in Retracht kommen-
der. Ausnahmen - auf Medizinalassistenten und die wissenschaft-
lichen oder kiinstlerischen Mitarbeiter nicht anzuwenden. Diess

Ausnahmevorschrift gilt fiir die Kldgerin jedoch nicht

Wissenschaftliche Mitarbheiter sind naeh & 65 Ahs, 1 Satz 1
NHG Beamte und Angestellte, denan im Rahmen ihres Dienstverhidlt«
nisses wissenschaftliche Aufgaben in der Forschung, in der Lehre

oder Krankenversorcung (wissenschaftliche Dienstleistungen) Ob-
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liegen; flir kiinstlerische Mitarbeiter gilt diese Vorschrift nach
§ 65 Abs. 5 Satz 2 NHG entsprechend. Sie geh&ren nach § 54 Abs. 2
NHG zu dem hauptamtlich und hauptberuflich titigen wissenschaft-
lichen und kiinstlerischen Personal. Von diesem Funktionstypus
geht der Gesetzgeber auch in § 100 Nr. 2 LPVG aus, da er in die-
ser nur fiir den Hochschulbereich geltenden Vorschrift den im

NHG umschriebenen Begriff der wissenschaftlichen oder kiinstle-
rischen Mitarbeiter ohne Einschrinkungen libernommen hat. Die
Kldgerin fd11lt hierunter schon deshalb nicht, weil sie, wie aus-

gefithrt, nur nebenberuflich beschiftigt wird.

(2) Fur die nicht im Hochschulbereich beschiéftigten Bediensteten
nimmt § 79 Abs. 1 LPVG u.a. in Nr. 4 von dem Geltungsbereich des
§ 78 LPVG Personen mit vorwiegend wissenschaftlicher oder kiinst-
lerischer Tdtigkeit aus. Auch diese Vorschrift ist auf die Kl&-

gerin nicht anwendbar.

Danach kommt es ausschlieflich auf die Art der {iberwiegend
ausgelibten Tidtigkeit an: Es miissen selbstidndige schépferische
Leistungen auf dem Gebiet der Kunst oder der Wissenschaft er-
bracht werden (so fiir die inhaltsgleiche Vorschrift des § 79
Abs. 1 Nr. U4 des Personalvertretungsgesetzes fiir das Land Nieder-
sachsen i.d.F. der Bekanntmachung vom 24. April 1972: Engelhard/
Ballerstedt, Ns.-LPVG, 3. Aufl., § 79 Rz 6; fiir entsprechende
Ausnahmevorschriften: § 72 PersVG Hamburg: BVerwGE 29, 77 = AP
Nr. 2 zu § 72 PersVG Hamburg; § 72 Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 1
PersVG fiir das Land Nordrhein-Westfalen vom 3. Dezember 1972:

BVerwG BeschluR vom 18. Mirz 1981, PersV 182, 284; § 77 Abs. 1
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BPersVG: Dietz/Richardi, BPersVG, 2. Aufl., § 77 Rz 21;

Lorenzen/Haas/Schmitt, BPersVG, Stand August 1989, § 77 Rz 15).

Nach dem BeschluB des Bundesverwaltungsgerichts vom 18. Mirz
1981 (aa0) ist fiir die Priifung, ob der Redienstete eine kiinstle-
rische T&dtigkeit ausiibt, von dem Begriff der Xunst als der Ge-
staltung eines seelisch-geistigen Gehalts durch eine eigenwertige
Form nach bestimmten Gesetzen auszugehen. Es muf auf jeden Fall

eine schoépferische Begabung und schépferische Leistung gegeben

sein. Eine solche Tdtigkeit Uibt die Kligerin nicht aus. Nach dem -

zuletzt maBgebenden Vertrag wurde sie als Hilfslehrkraft mit den
Aufgaben einer Lehrkraft fiir besondere Aufgaben im gehobenen
Dienst beschédftigt und hat den Unterricht im Freihand- und Akt-
zeichnen zu erteilen. Nach dieser Funktions- und Tdtigkeitsbe-
schreibung beschridnkte sich ihre Tdtigkeit auf die Vermittlung

praktischer Fertigkeiten.

bb) Der Personalrat hitte deshalb im Falle der Nichtigkeit des

§ 100 Nr. 3 LPVG bei der Anderungskiindigung des beklagten Landes,
mithestimmen miissen. Seine fehlende Beteiligung wiirde, wie das
Berufungsgericht insoweit zutreffend angenommen hat, gemiB § 108
Abs. 2 BPersVG zur Unwirksamkeit der Kiindigung fiihren. Nach die-
ser fiir die Linder unmittelbar geltenden Vorschrift ist die Kin-
digung von Arbeitsverhiltnissen aller Beschiftigten unwirksanm,
wenn die erforderliche Beteiligung der Personalvertretung unter-
blieben ist (vgl. BAGE 31, 343 = AP Nr. 1 zu § 74 LPVG NW). Das
angefochtene Urteil wiirde sich aus anderen Griinden als richtig

darstellen, die Revision miiBte zurilickgewiesen werden (§ 563 ZPO).
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II. § 100 Nr. 3 LPVG ist nach Auffassung des Senats mit Art. 3
Abs. 1 GG nicht vereinbar, soweit danach die nebenamtlichen oder
nebenberuflichen Lehrkrifte fiir besondere Aufgaben keine Bedien-
steten im Sinne dieses Gesetzes sind. Dies gilt jedenfalls fiir
die Zeit bis zum Inkrafttreten des Dritten Gesetzes zur fAnderung
des Niedersidchsischen Hochschulgesetzes vom 10. April 1989 (Nie-
ders. GVBl. S. 85) und damit fiir die Enderungskiindigung des be-

klagten Landes.

1. Der allgemeine Gleichheitssatz ist dann verletzt, wenn eine
Gruppe im Vergleich zu anderen Normadressaten anders behandelt
 Wird, obgleich zwischen beiden Gruppen keine Unterschiede von
rsoicher Art und solchem Gewichf bestehen, daB sie die ungleiche
Behandlung'rechtfertigen kdnnten. Bei der Anwendung des Gléich-
heitsgebotes ist der Jjeweilige Lebens- und Sachbereich zu beriick-
sichtigen (BVerfGE 62, 256, zu B I der Griinde, m.w.N.). Gemessen
an diesen Grundsitzen war die Herausnahme der Gruppe der neben-
amtlichen und nebenberuflichgn Lehrkrifte flir besondere Aufgaben
aus dem Schutzbereich des Personalvertretungsgesetzes durch die
beanstandete Regelung jedenfalls bis zur Anderung des § 100 Nr. 2
LPVG durch Art. IV Nr. 1 des Dritten Gesetzes zur fnderung des

NHG verfassungswidrig.

2. Soweit es den Anwendungsbereich des Personalvertretungsge-

setzes betrifft, hat der Gesetzgeber in dem hier interessierenden
Zeitraum die hauptamtlichen bzw. hauotberuflichen und die neben-
amtlichen bzw. nebenberuflichen Lehrkrdfte fiir besondere Aufgaben

im Hochschulbereich ungleich behandelt. Die Angeh®rigen beider
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Gruppen werden regelméBig entweder als Beamte oder, wie im vor-

liegenden Fall, als Angestellte beschiftigt (vgl. Denninger, HRG,"-

Mlinchen 1984, § 56 Rz 7). Sie sind deshalb in beiden Fillen an
sich gem. § 3 Abs. 1 LPVG Bedienstete im Sinne dieses Gesetzes.
Fiir die hauptamtlichen bzw. hauptberuflichen Lehrkrifte bleibt
es bei dieser Zuordnung, da § 100 Nr. 3 LPVG nur den nebenamt-
lichen bzw. nebenberuflichen Lehrkriften den personalvertretungs-

rechtlichen Status der Bediensteten abspricht.

3. Wie bereits ausgefiihrt, ist der Gesetzgeber bei der Ausnah-
meregelung davon ausgegangen, daB die Angehdrigen dieser Gruppe
in der Regel fiir die Dauer eines Semesters beschiftigt werden,
deshalb personalvertretungsrechtlich wie Lehrbeauftragte zu be-
handeln und dieser Gruppe zuzuordnen seien (Amtliche Begriindung
des Entwurfs des Zweiten KnderungsG NHG, aaO). Dieser Grund ver-
mag Jjedoch die personalvertretungsrechtliche Differenzierung
zwischen haupt- und nebenamtlichen bzw. -beruflichen Lehrkr&ften
und die Gleichstellung der letztgenannten Gruppe mit der Gruppe

der Lehrbeauftragten sachlich nicht zu rechtfertigen.

a) Mit der Sonderregelung des § 100 LPVG hat das beklagte Land
von der in § 95 Abs. 1 BPersVG enthaltenen Vorschrift Gebrauch
gemacht, nach der die Linder u.a. fiir Beamte und Angehdrige von
Dienststellen, die wissenschaftlichen oder kiinstlerischen Zwecken
dienen, eine besondere Regelung treffen kénnen (Engelhard/
Ballerstedt, aa0O, § 100 Rz 1). Im Gegensatz zu den bereits erdr-
terten Vorschriften des § 79 Abs. 1 Nr. 4 LPVG - und des § 77

Abs. 1 Satz 1 BPersVG - kommt es hier auf die Dienststelle, nim-
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lich die im Eingangshalbsatz des § 100 LPVG genannten Hochschulen
und Fachhochschulen an. Die Linder kodnnen deshalb insoweit in
Anlehnung an § 118 Abs. 1 BeﬁrVG auch eine Sonderbetriebsverfas-
sung fiir Tendenzbetriebe schaffen, die auch innerhalb eines all—
gemeinen Personalvertretungsgesetzes erfolgen kann (vgl. Dietz/
Richardi, aa0, § 95 Rz 13 und 14). Der gesetzgeberische Zweck
ist, ebenso wie der Zweck des § 118 Abs. 1 Nr. 1 BetrVG, soweit
er Unternehmen und Betriebe umfafBt, die unmittelbar und iberwie-~
gend wissenschaftlichen und kiinstlerischen Bestimmungen dienen
(vgi. hierzu Fitting/Auffarth/Kaiser/Heither, BetrVG, 16. Aufl.,
§ 118 Rz 4, m.w.N.), darin zu sehen, das Grundrecht der Wissen-
VScﬁaft— und Kunstfreiheit (Art. 5 Abs. 3 GG) durch die Reéhte der

Personalvertretung nicht beeinflussen zu lassen. Unter diesem

lAspekt'ist auch die Ausnahmeregelung des § 100 LPVG zu sehen.

b) Der Gesetzgeber hat den Tendenzschutz der Hochschulen, be-
zogen auf deren Bedienstete, in abgestufter Weise verwirklicht.
Die in Nr. 1 aufgefiihrten Gruppen hat er vdllig von der Geltung
.des Gesétzes ausgenommen, die in Nr. 3 aufgefilihrten nicht als
Bedienstete im Sinne dieses Gesetzes angesehen und die in Nr. 2
aufgefiihrten nur von der personellen Mitbestimmung des § 78 LPVG
ausgenommen. Nach dieser Gesamtregelung gelten, wie bereits aus-
gefiithrt, von den Lehrkréften fiir besondere Aufgaben nur die ne-
-benamtlichen und nebenberuflichen Angeh&rigen dieser Gruppe nicht
als Bedienstete im Sinne des LPVG, widhrend die hauptamtlich und
hauptberuflich Beschdftigten den vollen Schutz des Gesetzes ge-
nieBen. Die letztgenannte Gruppe kann allenfalls nach § 79 Abs. 1

‘Nr. 4 LPVG von der personellen Mitbestimmung des § 78 LPVG ausge-
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schlossen sein. Diese Vorschrift hat zwar ebenfalls den Bezug zu
Art. 5 Abs. 3 GG, dient aber nicht dem Schutz der Hochschulen,
sondern ausschlieBlich dem Schutz des einzelnen Beschid@ftigten
(vgl. fiir die entsprechende Vorschrift des § 77 Abs. 1 BPer=VG:
Dietz/Richardi, aa0O, § 77 Rz 20, 21). Sie setzt deshalb auch, wie
bereits erwidhnt, voraus, daBR der Bedienstete {liberwiegend selb-
stdndige schopferische wissenschaftliche oder kilinstlerische Lei-

stungen erbringt. )

c) Betrachtet man § 100 Nr. 3 LPVG unter dem Aspekt des Schut-
zes der Hochschulen in ihrem Grundrecht nach Art. 5 Abs. 3 GG,
so ist ein sachlicher Grund fiir die beanstandete Regelung in

§ 100 Nr. 3 LPVYG nicht ersichtlich.

aa) Die amtliche Begriindung (aa0) umschreibt den betroffenen
Personenkreis mit nebenamtlich und nebenberuflich beschiftigten
Lehrkr&dften filir besondere Aufgaben des gehobenen Dienstes. Im
Gesetz ist diese Beschrinkung des Aufgabengebietes nicht aus-
driicklich enthalten. Die Verwaltung des beklagten Landes verfihrt
allerdings danach. Der im Parallelverfahren - 2 AZR 459/89 - vom:
beklagten Land angefiilhrte Runderlaf des Ministers fiir Wissen-
schaft und Kunst (MWK) vom 12. April 1983 (WNiedersichsisches
Ministerialblatt - Nds. MBl. - S. 439) umschreibt in Abschnitt I
Nr. 1 den persdnlichen Geltungsbereich mit Personen, denen neben-
amtlich oder nebenberuflich Lehraufgaben {ibertragen werden, wie
sie von Lehrkriften fiir besondere Aufgaben nach § 69 Abs. 1 NHG
in der Laufbahn des gehobenen Dienstes wahrzunehmen sind. Fr be-

zeichnet diese Personen im folgenden als Hilfslehrkridfte. In der

JLaw — Gesetze und Urteile J—— Avallable on the
Kostenlos (mobile App) ’ Google'play App Store

W Uber 200 Gesetze - 25 -
Uber 100.000 Urteile JLaw — fiir Android JLaw — fir iOS

i

1ZINY0sa8 HYIN JJ LY §§ YOrRU YUBQUA)B(T S[e PUIS SUN[UWIILSS[I2)I() IIP IO ], YONY :STOMUTE]


https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

Matthias Prinz

Rechtsanwalt www.prinz.law

- 25 -

Bestimmung heift es weiter, die vorgenannten Aufgaben diirften
Hilfslehrkréften libertragen werden, wenn ihre Erfiillung durch
hauptamtliche oder hauptberuflich titige Lehrkrifte fiir besondere

Aufgaben des gehobenen Dienstes nicht sichergestellt werden

kénne.

bb) Es kann offen bleiben, ob das Gesetz trotz des weitergehen-
den Wortlauts hinsichtlich des betroffenen Personenkreises in
diesem eingeschrinkten Sinne auszulegen ist. Denn seine Heraus-
nahme aus dem Schutz der Personalvertretung und die Einbeziehung
der hauptamtlich und hauptberuflich beschéftigten Lehrkrifte in
den Geltungsbereich des Personalvertretungsgesetzes kann in kei-
nem Falle gerechtfertigt werden. Insoweit ist auf die Bedeutung
der Tendenztrégerschaft fiir die Hochschule abzustellen. UmfaBt
die Gruppe der hauptamtlich bzw. hauptberuflich und die Gruppe
der nebenamtlich bzw. nebenberuflich beschidftigten Lehrkrifte mit
Aufgaben des hdheren und gehobenen Dienstes, so ist die Bedeutung
der Tendenztridgerschaft der erstgenannten Gruppe fiir die Hoch-
schule nach dem zeitlichen Umfang der Tdtigkeit gr&Rer, nach
ihrer Art gleich und deshalb kein sachlicher Grund fiir die per-
sonalvertretungsrechtliche Ungleichbehandlung gegeben. Dies gilt
in verstirktem MaRe, wenn unter den in § 100 Nr. 3 LPVG bezeich-
neten Lehrkriften nur solche mit Aufgaben des gehobhenen Dienstes
zu verstehen sind, weil damit auch die nach Art ihrer Tdtigkeit
in geringerem Umfang zur Tendenzverwirklichung der Hochschule
beitragende Personengruppe vom Schutz der Personalvertretung aus-

genommen wird.

-
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cc) Die Herausnahme der nebenamtlichen und nebenberuflichen
Lehrkrdfte flir besondere Aufgaben aus dem Schutz der Personal-
vertretung 13Bt sich auch nicht damit rechtfertigen, daR diese

Personengruppe den Lehrbeauftragten gleichstehe.

(1) Das Hochschulgesetz regelt abschliefend, welchen Personen

Lehrauftridge erteilt werden k&nnen.

Dies sind zunichst die Lehrbeauftragten im Sinne des § 68
NHG. Sie gehdren, wie ausgefiihrt, gemdf § 54 Abs. 2 NHG nicht zum
hauptamtlich und hauptberuflich tidtigen wissenschaftlichen und
kiinstlerischen Personal und k&nnen deshalb nur nebenberuflich be-
schédftigt werden. Sie miissen wie Professoren grundsitzlich ein
abgeschlossenes Hochschulstudium aufweisen (§ 68 Abs. 1 Satz 1 in
Verb. mit § 56 Abs. 1 Nr. 1, Abs. 2 Nr. 1 NHG). Soweit es die
Eigenart des Fachgebiets und den Anforderungen der Stelle ent-
spricht, kann der Nachweis hervorragender fachbezogener Lei-
stungen in der Praxis und pddagogische Eignung geniigen (§ 68
Abs. 1 in Verb. mit § 56 Abs. 4 NHG). Die Lehrbeauftragten nehmer
die ihnen ilibertragenen Lehraufgaben selbstindig in einem 6ffent-
lich-rechtlichen Dienstverhiltnis wahr (§ 68 Abs. 1 Satz 3,

Abs. 3 NHG). Die Lehrauftrige werden befristet erteilt.

Lehrauftrige nach § 68 NHG kdnnen dariiber hinaus dem
hauptamtlich und hauptberuflich titigen wissenschaftlichen und

kiinstlerischen Personal erteilt werden.
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Das sind die Professoren und Hochschulassistenten (nach In-

krafttreten des Dritten Enderungsgesetzes zum NHG vom 10. April

1989, kiinftig: Drittes AnderungsG NHG - Nieders. GVBl. S. 85: die
Oberassistenten und Oberingenieure sowie die wissenschaftlichen
oder kiinstlerischen Assistenten). Sie kénnen allerdings keine
Lehrauftrige an der eigenen Hochschule iibernehmen (§ 68 Abs. 2

NHG).

Des weiteren kdnnen, wie bereits in anderem Zusammenhang
erwihnt, gemif § 65 Abs. 2 und 6 NHG von wissenschaftlichen und
kiinstlerischen Mitarbeitern Lehrveranstaltungen selbstidndig auf-
grund eines Lehrauftrags als Nebentitigkeit {ibernommen werden,
die in der Regel nicht mehr als ein Viertel der regelmifigen
Arbeitszeit des Mitarbeiters in Anspruch nehmen darf. Gleiches
gilt aufgrund der Inbezugnahme dieser Vorschrift in § 69 Abs. 1
Halbsatz 2 NHG fiir die - hauptamtlich und hauptberuflich t&-
tigen - Lehrkrifte fiir besondere Aufgaben im Sinne dieser Vor-

schrift.

Einen Lehrauftrag kdnnen als nicht zum hauptamtlich und
hauptberuflich gehdrigen wissenschaftlichen oder kiinstlerischen

Personal nach § 70 Abs. 3 NHG die Honorarprofessoren erhalten.

Die Erteilung eines Lehrauftrags im Sinne des § 68 NHG an
nebenamtlich und nebenberuflich tidtige Lehrkrifte fiir besondere
Aufgaben sieht das Gesetz nicht vor. Sie fallen wegen ihres zeit-
lich begrenzten Einsatzes nicht unter § 69 NHG. Damit ist auf sie

auch nicht die dort in bezug genommene Vorschrift des § 65 Abs. 2
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NHG anwendbar. Soweit es sich um Lehrkrifte fiir besondere Aufga--
ben des gehobenen Dienstes - wie die Kl&igerin - handelt, ent-
spricht dies auch der Verwaltungspraxis des beklagten Landes.
Nach Abschnitt I Nr. 3 des Runderlasses des MWK vom 12. April
1983 (aa0) kénnen die in Nr. 1 des Erlasses genannten Aufgaben,
mithin besondere Aufgaben in der Laufbahn des gehobenen Dienstes,
Lehrbeauftragten nicht {ibertragen werden. Insoweit wird auf den
RunderlaB des MWK vom 26. Juli 1982 (Nds. MBl. S. 1272) verwie-
sen. Dort ist unter Ziff. 1.2 Buchst. b bestimmt, daB Lehrbheauf-
tragten Lehraufgaben iibertragen werden kénnen, wie sie von Lehr- '
krdften fiir besondere Aufgaben im hdheren Dienst wahrzunehmen

sind.

Sieht man in der Bedeutung der Tendenztrdger filir die Hoch-
schulen das wesentliche Kriterium filir die Sonderregelungen in
§ 100 Nr. 1 bis 3 LPVG, so kann die Herausnahme der nebenamtlich
und nebenberuflich beschiftigten Lehrkrdfte mit besonderen Auf-
gaben aus dem Schutz der Personalvertretung auch nicht mit einer

Gleichstellung dieser Personengruppe mit den Lehrbeauftragten

IS

gerechtfertigt werden. Ihre Titigkeit ist mit der Wahrnehmung von~

Lehraufgaben im Rahmen eines Lehrauftrags nach § 68 NHG nicht
vergleichbhar. Sie entspricht vielmehr dem in § 69 Abs. 1 NHG
umschriebenen Aufgabenbereich der hauptamtlich und hauptberuflich
tdtigen Lehrkrdfte fiir Aufgaben von besonderer Bedeutung ohne die
Méglichkeit der Ubernahme eines Lehrauftrages. Sie unterscheidet
sich von der T&tigkeit dieser Gruppen lediglich durch ihren zeit-
lichen Umfang. Wie ausgefiihrt, hat der Gesetzgeber der in § 69

Abs. 1 NHG umschriebenen Tdtigkeit fiir den Tendenzschutz der
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Hochschulen keine solche Bedeutung beigemessen, daB er sich ver-
anlaBt gesehen hdtte, den hauptamtlichen und hauptberuflichen

Lehrkridften den Schutz der Personalvertretung zu entziehen.

(3) In der amtlichen Begriindung wird auch erwdhnt, daR die be-
treffende Personengruppe in der Regel fiir die Dauer eines Seme-
sters beschiftigt werden kdnnte. Die bloRe zeitliche Begrenzung
der Beschédftigung ohne Rilicksicht auf ihre Bedeutung fiir den Ten-
denzschutz der Hochschule ist jedoch ebenfalls kein sachlicher
Grund filir die beanstandete Ausnahmeregelung. Dem Gesetz unter-
fallen grundsitzlich alle Bediensteten im Sinne des 8§ 3 Abs. 1
LPVG ohne Riicksicht auf die Dauer ihrer Beschidftigung und den
zeitlichen Umfang ihrer Tidtigkeit (vgl. Engelhard/BRallerstedt,
aa0, § 3 Rz 7). Lediglich fiir das passive Wahlrecht miissen nach
§ 10 LPVG insoweit gewisse Mindestvoraussetzungen erfiillt sein.
Keinesfalls kdnnte dieser Gesichtspunkt aber die Geltung der Aus-
nahmeregelung auch flir Lehrkrédfte rechtfertigen, die, wie die

Kldgerin, unbefristet beschidftigt werden.

4, Die Vorlagefrage war auf die Gliltigkeit der beanstandeten
Regelung des § 100 Nr. 3 LPVG in der Fassung der Bekanntmachung
vom 8. August 1985 (Nieders. GVB1l. S. 261) bis zum Inkrafttreten
des Dritten Gesetzes zur fLnderung des Niedersichsischen Hoch-
schulgesetzes vom 10. April 1989 (Nieders. GVBl. S. 85) be-

schrinken.

Durch Art. IV Nr. 1 des Dritten lnderungsG NHG wurde § 100

Nr. 2 LPVG wie folgt ge&ndert:
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"§ 78 ist auf die in § 44 Abs. 1 Nrn. U4 bis 7
NHG genannten Personen nicht anzuwenden."

In § 100 Nr. 3 LPVG wurden neben den Gastdozenten noch die

Gastwissenschaftler aufgenommen. Im Ubrigen blieb diese Vor-

schrift unveridndert.

Nach dieser Neuregelung sind gem. § 100 Nr. 2 LPVG im
Gegensatz zu frilner nicht nur die wissenschaftlichen und kiinstle-
rischen Mitarbeiter (§ 4U4 Abs. 1 Nr. 4 NHG), sondern auch die |
Lehrkrifte fiir besondere Aufgaben (§ 44 Abs. 1 Nr. 5 NHG) von der
personellen Mitbestimmung nach § 78 NHG und damit auch von der
Mitbestimmung bei Kiindigungen ausgeschlossen. Insoweit hat der
Gesetzgeber nunmehr diese beiden Gruppen des hauptamtlich und
hauptberuflich titigen wissenschaftlichen und kiinstlerischen
Hochschulpersonals gleichbehandelt. Selbst wenn gleichwohl die
weitergshende Ausnahmeregelung des § 100 Nr. 1 LPVG hinsichtlich
der nebenamtlichen und nebenberuflichen Lehrkrifte flir besondere
Aufgaben weiterhin verfassungswidrig wire, kdnnte sie bei ver-
fassungskonformer Auslegung jedenfalls insoweit fiir giiltig ange-
sehen werden, als damit dieser Personenkreis, der, da nicht
hauptamtlich oder hauptberuflich titig, nicht unter Nr. 2 fillt,
auch von der personellen Mitbestimmung nach § 78 NHG ausgeschlos-
sen ist. Da diese Neuregelung im vorliegenden Fall nicht anwend-
bar ist, braucht diese Frage nicht beantwortet zu werden. Deshalt

war auch die Vorlagefrage entsprechend zu beschrinken.

Hillebrecht Triebfiirst Bitter
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JLaw — Gesetze und Urteile e AW,..;,.,.e on the
Kostenlos (mobile App) > Google'play App Store
W Uber 200 Gesetze

Uber 100.000 Urteile JLaw — fiir Android JLaw — fir iOS

Zydsad HYIN J e/g §§ YorU Juequale( S[e Puls SUN[WWESS[19)1() 9P (D], YoNY SIOMUTE]


https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

	Noll,

	Im Namen des Volkes!

	Beschluß

	pp.

	R.




